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Entwicklungshilfe aus moralischer Verantwortung
- Zwischen Ökonomie und Humanität -

Jürgen Warnke

Als ersten echten Manager an der Spitze des Bundesmini-
steriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit bezeichnete
Fides Krause-Brewer, ZDF-Studio Bonn, den Juristen und
Volkswirtschaftler Jürgen Warnke, dessen Entwicklungs-
politik „ohne ideologische Scheuklappen" ihn manchmal fn
Konflikt mit den Außenpolitikern der Koalition bringt, die die
6,5 Milliarden DM aus dem Etat des Ministeriumsso breit wie
möglich streuen möchten.

Angesichts einer rasanten wirtschaftlichen Talfahrt vieler
Länder, insbesondere Afrikas, angesichts eines Schulden-
berges in der Dritten Welt von über 800 Milliarden US-Dollar,
angesichts eines dramatischen Rückgangs der Nahrungs-
mittelproduktion in Afrika und, schlimmer noch, angesichts
des drohenden Hungertodes von Hunderttausenden, ja von
Millionen in Äthiopien und in den Nachbarländern steht die
Entwicklungspolitik heute in einem Spannungsfeld zwi-
schen zwei extremen Polen.

Da ist auf der einen Seite der Internationale Währungs-
fonds, in dessen Wolkenkratzer in Washington laufend An-
passungsprogramme ausgearbeitet werden, die eine lang-
fristig angelegte Sanierung der krisengeschüttelten Volks-
wirtschaften vieler Entwicklungsländer bewirken sollen.
Diese Programme führen zu Belastungen breiter Schichten
der Bevölkerung, und stellen die Länder — ihre Regierungen
und ihre Bevölkerung - in einen Härtetest hinein.

Den anderen Pol bilden jene Kinder, Frauen und alten
Menschen in Äthiopien, die gezeichnet sind vom bevorste-
henden Tod und deren Bilder das Fernsehen fast jeden Tag

bis hinein in unsere Wohnstuben überträgt. Wenn wir ihnen
nicht heute humanitäre Hilfe leisten, und zwar unabhängig
von politischen Überzeugungen und von Forschung nach
Ursachen und Schuld an der gegenwärtigen Lage, dann ist
strukturelle, auf die Ursachen des Hungers abstellende Hilfe
für viele der Betroffenen nicht mehr nötig und nicht mehr
möglich, weil sie nicht mehr unter den Lebenden sein wer-
den, wenn die Hilfe ihre Wirkung zeigt.

In nachfolgendem Beitrag beschreibt Bundesminister Dr.
Jürgen Warnke den gegenwärtigen Standort der Entwick-
lungspolitik der von Dr. Helmut Kohl geführten Bundes-
regierung.

Zentrale Probleme der Dritten Welt, welche die
entwicklungspolitische Zusammenarbeit der Bundes-
republik Deutschland mit ihren Partnerstaaten heute
entscheidend mitbestimmen, sind:

"DRITTE WELT"



- die Ernährungssicherung und Nahrungsmittel-
versorgung

- die kritische Lage von Entwicklungsländern in
Afrika südlich der Sahara

- Verschuldung und Strukturanpassung
- die Entwicklung des Handels der Länder der

Dritten Welt
- Bevölkerungsentwicklung, Umwelt und Energie-

versorgung.

Weltwirtschaftliche Rezession, Verschuldungs-
krise und Hungersnot haben Schwachstellen und
Fehler in der Wirtschafts-, Finanz- und Entwicklungs-
politik von Entwicklungsländern wie Industrieländern
offengelegt. Entwicklungsländer wie Industriestaaten
haben - wenn auch auf unterschiedlichem Niveau -
gleichermaßen über ihre Verhältnisse gelebt. Von
den Entwicklungsländern sind häufig unter Mithilfe
westlicher Banken und Entwicklungshilfeinstitutionen
zu ehrgeizige oder zu wenig rentable Investitionen
durchgeführt worden. Die Krise in Afrika südlich der
Sahara machte schwerwiegende Versäumnisse in
der ländlichen Entwicklung und in der Agrarpolitik
zahlreicher Staaten der Regionen deutlich. Dies alles
hat international zu einer Ernüchterung geführt. Die
Folge ist eine in Gang gekommene Überprüfung/der
Wirtschaftspolitiken und der entwicklungspolitischen
Zusammenarbeit zwischen westlichen Industrielän-
dern und Entwicklungsländern.

Neuorientierung vorgenommen
Die Bundesregierung trägt den internatioanalen

Umdenkungsprozeß in den Nord-Süd-Beziehungen
aktiv mit. Sie hat in ihrer Entwicklungspolitik eine ent-
sprechende Neuorientierung vorgenommen:

- Sie leistet Entwicklungshilfe aus moralischer Ver-
antwortung wie aus politischer und wirtschaftlicher
Weitsicht, nicht aber als „Tributpflicht". Entwick-
lungspolitik ist keine Politik des schlechten Gewis-
sens.

- Die Bundesregierung hat die Mittel für die Entwick-
lungshilfe erhöht. Sie plant auch in den kommen-
den Jahren weitere Steigerungen. Wichtiger als
Steigerung der Mittel ist jedoch die Steigerung der
Wirksamkeit der Hilfe. Noch immer wird internatio-
nal zuviel vergeudet. Um das zu ändern, bedarf es
der Sicherstellung von Rahmenbedingungen, die
die Entfaltung der schöpferischen Kräfte des ein-
zelnen ermöglichen und nicht durch staatliche
Gängelei ersticken. Die Bundesregierung unter-
stützt deshalb auch verstärkt Ansätze zur Förde-
rung von Organisationen und Initiativen der Selbst-
hilfe.

Instrumente zur Verwirklichung dieser Ziele sind
der Politikdialog mit unseren Partnerländern über
ihre Wirtschafts- und Entwicklungspolitik und eine
verbesserte Abstimmung zwischen den Gebern.

- Die Bundesregierung betreibt entwicklungspoli-
tische Zusammenarbeit mit der Dritten Welt auf
partnerschaftlicher Grundlage. Partnerschaft heißt
gegenseitige Respektierung der Souveränität und
l nteressenausgleich.

Inhaltliche Schwerpunkte
• Was sind nun die inhaltlichen Schwerpunkte der'

deutschen Entwicklungspolitik?

- Insbesondere in Afrika hat die Förderung der Er-
nährungssicherung aus eigener Kraft eine über-
ragende Bedeutung erhalten. Gegenüber den afri-
kanischen Ländern südlich der Sahara ist der An-
teil der Zusagen für entsprechende deutsche Vor-
haben im Zeitraum von 1982 bis 1985 von 26,5%
auf 34,1 % erhöht worden. Auch die im Jahr 1984
aufgelegten Sofortprogramme zur Bekämpfung
der aktuellen Hungersnot mit einem Gesamtvolu-
men von 140 Mio. DM sind bereits mit Maßnahmen
zur Sicherung der Ernährung aus eigener Kraft ver-
knüpft worden.

- Die kurzfristigen Notmaßnahmen werden durch
Strukturhilfe zur Stärkung der Ernährungsbasis er-
gänzt.

- Langfristig ist eine Steigerung der Nahrungsmittel-
produktion nur bei einer besseren Entwicklung des
ländlichen Raums einschließlich der Infrastruktur
möglich. Der Anteil von Maßnahmen zur Förderung
der ländlichen Entwicklung wurde aus diesem
Grund von 20,6% im Jahr 1982 auf 29% im Jahr
1985 gesteigert.

- Die Erhaltung und der Schutz der natürlichen
Lebensgrundlagen hat auch für die Entwicklungs-
politik zunehmende Bedeutung. Umweltverände-
rungen wie die Ausbreitung von Wüsten oder das

• rapide Zurückdrängen des tropischen Regenwal-
des sind für die Entwicklungsländer eine schwere
Bedrohung.

Die Bundesregierung hat deshalb alle laufenden
Projekte hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die
Umwelt überprüft. Die erforderlichen Schritte zur
Kontrolle bzw. Beseitigung der aufgetretenen Um-
weltprobleme sind eingeleitet worden. Für neue
Projekte ist die Umweltverträglichkeitsprüfung
selbstverständlich.

Bei der Bekämpfung der Ausbreitung der Wüsten
hat die Zusammenarbeit mit der Organisation von
neun Sahel-Ländern zur Eindämmung der Trok-
kenheit in dieser Region (CILLS) besonderes Ge-
wicht.

- Als ein entscheidendes Entwicklungshemmnis hat
sich in vielen Ländern der Dritten Welt immer wie-
der der Mangel an qualifizierten Fachkräften er-
wiesen. Die personelle Hilfe sowie die Aus- und
Fortbildung von Fach- und Führungskräften ist
deshalb ein Schwerpunkt der Deutschen Entwick-
lungspolitik.

- Die Bundesregierung hat bei ihrer finanziellen und
technischen Zusammenarbeit den Anteil der Maß-
nahmen, die zur Deckung der Grundbedürfnisse
dienen, von 28,4% im Jahr 1982 auf 37,6% im
Jahr 1985 gesteigert. Langfristig kann die absolute
Armut in den Entwicklungsländern nur dann erfolg-
reich bekämpft werden, wenn den schöpferischen
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Kräften der Betroffenen selbst eine ausreichende
Chance eingeräumt wird.

Privater Sektor wird verstärkt einbezogen
Die Leistungsfähigkeit der deutschen Entwick-

lungshilfe beruht auf der Leistungsfähigkeit unserer
Wirtschaft und ihrer Exporte. Teil des Interessen-
ausgleichs im Rahmen der Entwicklungszusammen-
arbeit ist es, daß deutsche Entwicklungshilfe in ent-
wicklungspolitisch geeigneten Fällen beschäfti-
gungswirksam für unsere Wirtschaft und damit für
unsere Arbeitnehmer wird.

Die Bundesregierung hat auch im Bereich der Ent-
wicklungspolitik das Verhältnis zwischen Staat und
Wirtschaft entkrampft. Entsprechend der Regie-
rungserklärung vom 13. Oktober 1982 sind von der
Regierung Kohl Maßnahmen ergriffen worden, um die
Dynamik des privaten Sektors, insbesondere in der
mittelständischen Wirtschaft und im Handwerk, ver-
stärkt für die Entwicklungszusammenarbeit zu mobili-
sieren durch

— den Ausbau des Beratungsdienstes für die .
Wirtschaft

- die Einrichtung des Senior-Experten Dienstes
- die Bereitstellung von Haushaltsmitteln für

Handwerksförderung in Entwicklungsländern
- die verstärkte Nutzung der Mischfinanzierung

in entwicklungspolitisch geeigneten Fällen.

Entwicklungspolitik ist Teil weltweiter
Friedenspolitik

Entwicklungspolitiuk ist Teil der weltweiten Frie-
denspolitik der Bundesregierung. Gerade weil die
politische Instabilität vieler Staaten der Dritten Welt
ihre Ursache in der Unterentwicklung hat, setzen wir
dem eine Strategie der Entwicklung entgegen. Dabei
fördern wir die Kräfte des Ausgleichs und nicht die der
Gewalt. Die Bundesregierung wendet sich gegen alle
Versuche, den Ost-West-Grundsatz in die Dritte Welt
hineinzutragen und unterstützt deshalb die Blockfrei-
heit der Entwicklungsländer.

(Hinweise:
„Jürgen Warnke - der erste echte Manager an der Spitze des

BMZ - Entwicklungshilfe lehrt auch Demut" von Fides Krause-
Brewer in: „trend", Zeitschrift für Soziale Marktwirtschaft, Nr. 22,
März 1985, hrsg. vom Bundesvorsitzenden des Wirtschaftsrates
der CDU e.V., Heinrich Weiß, unter wissenschaftlicher Be-
ratung von RA Rüdiger von Voss, Fritz-Schäffer-Straße 28,
5300 Bonn 1.

„Entwicklung, Partnerschaft, internationale Solidarität - Die
Entwicklungspolitik der Christlich Demokratischen Union". CDU-
Dokumentation 40. Verantwortlich: Axel König, Konrad-
Adenauer-Haus, 5300 Bonn.

„Verschuldungskrise der Dritten Welt als Herausforderung",
Rede von Bundesminister Dr. Warnke vor dem Nord-Süd-
Forum, in: Bulletin Nr. 138/S. 1217 vom 13. November 1984,
hrsg. vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung,
Welckerstraße 11, 5300 Bonn 1.)

Warum tun sich Protestanten mit der Marktwirtschaft so schwer?
Hans-Dieter Wichter

Dr. rer. pol. Hans-Dieter Wichter,
Diplom-Volkswirt, gehört dem EAK-Vor-
stand der CDU des Kreises Mettmann an
und arbeitet im Bereich der staatlichen
wirtschaftspolitischen Entscheidungs-
findung.

Das Verhältnis des Protestantis-
mus zum marktwirtschaftlichen
System und zum Arbeitsleben ist
durch tiefgehende Zwiespältigkeit
gekennzeichnet. Auf der einen
Seite hat der berühmte National-
ökonom und Soziologe Max Weber
in der protestantischen, insbeson-
dere in der calvinistischen Wert-
ethik einen wesentlichen Grund für
die kontinuierliche Entwicklung der
westlichen marktwirtschaftlich
orientierten Industriestaaten ge-
sucht. Und tatsächlich sind es oft-
mals tief im evangelischen Glauben
verwurzelte Persönlichkeiten ge-
wesen, die auf der Ebene der

Unternehmen wie auch im Bereich
der politischen Entscheidungsfin-
dung das freie marktwirtschaftliche
System zu den historisch nach-
weisbaren großen Erfolgen geführt
haben. Für die Bundesrepublik
Deutschland seien als Beispiele
aus der Zeitgeschichte nur Ludwig
Erhard und Alfred Müller-Armack
genannt. Ohne diese beiden enga-
gierten Protestanten hätte es nach
dem Weltkrieg keine wirtschaftliche
Gesundung und keine politische
Stabilität gegeben.

Auf der anderen Seite gibt es ge-
genwärtig gerade in der evange-
lischen Bevölkerung zunehmend
Gruppierungen, die dem marktwirt-
schaftlichen System äußerst kri-
tisch bis ablehnend gegenüberste-
hen. Die harten Leistungsanforde-
rungen zerstörten, so die Vertreter
derartiger Gruppierungen, die

Basis einer tatsächlichen christ-
lichen Humanität. Arbeitslosigkeit
und Umweltzerstörung seien un-
ausweichliche Folgen des „Kapita-
lismus". Es gelte, ethisch begrün-
dete Handlungsanweisungen in die
täglichen ökonomischen Entschei-
dungen einzuführen. Nur so könne
eine Wirtschaftsordnung geschaf-
fen werden, die auf christlicher
Humanität beruht.

Diese Gruppierungen verges-
sen, daß Unmenschlichkeit sehr oft
auf Knappheit von Gütern und
Dienstleistungen zurückzuführen
ist. Knappheit aber kann nachhaltig
nur durch ein marktwirtschaftliches
System überwunden werden. Und
folgt man der These von Max We-
ber, gibt es positive Bezüge zwi-
schen dem Erfolg eines marktwirt-
schaftlichen Systems und der pro-
testantischen Werteethik.



Die protestantische Ethik:
Motor der marktwirtschaftlichen
Entwicklung

Historisch wird ein positiver Zu-
sammenhang zwischen der prote-
stantischen Ethik und einer Dyna-
misierung des wirtschaftlichen
Denkens bisweilen schon in der
durch Martin Luther begründeten
Zäsur geistiger Denkstrukturen
festgestellt. Im Mittelalter galt
säkulare Arbeit, Berufstätigkeit im
modernen Sinne, im Hinblick auf
ein erfülltes Leben und die vor Gott
zu findende Gnade weder als hin-
derlich noch als besonders förder-
lich. Wer Gottes Gnade in besonde-
rer Weise erlangen wollte, trat
sicherheitshalber in ein Kloster ein.
Resultat einer derartigen Geistes-
haltung war die Indifferenz zu Be-
ruf und wirtschaftlichem Erfolg. Die
geringe Entwicklungsdynamik mit-
telalterlicher agrarischer Volks-
wirtschaften wird u.a. so erklärt.
Martin Luthers „Durchbruch" im
Hinblick auf eine Abkehr vom passi-
ven Wirtschaftsdenken des Mittel-
alters lag in der Klarstellung, daß
weltliche Berufsarbeit sehr wohl
Ausdruck der christlichen Näch-
stenliebe sein kann. Jedermann
gibt bei seiner täglichen Arbeit, bei
der er ja zum Nutzen des Nächsten
wirkt, gleichzeitig Gott die Ehre.
Diese Grundeinstellung kann als
eine Denkbasis für ein unermüd-
liches, allerdings immer noch von
Gefühlen geleitetes Arbeiten ange-
sehen werden. Jedoch ist eine der-
artige Arbeitsmotivation kein be-
sonderer Antrieb für die Entwick-
lung einer modernen industriellen
bzw. postindustriellen Volkswirt-
schaft. Denn hierzu .gehört mehr:
eigenständige, rastlose und stets
auf etwas' Neues gerichtete unter-
nehmerische Initiative. Eine un-
stete Suche und Sucht nach ökono-
mischem Erfolg durch Gewinn-,
Eigentums- und Kapitalbildung.
Max Weber hat in seiner zwar bis-
weilen umstrittenen, im Grunde
aber glanzvollen Analyse der prote-
stantischen Werteethik darauf auf-
merksam gemacht, daß es eigent-
lich die Wesenszüge des reformier-
ten und insbesondere des calvini-
stischen Denkens waren, die er-
hebliche Impulse für die Entwick-
lung des „Kapitalismus" oder rich-

tig: der marktwirtschaftlich ausge-
richteten Volkswirtschaften des
Westens gegeben haben. Die Rast-
losigkeit des reformierten Bemü-
hens um Gottes Gnade, die Vorstel-
lung, die Königsherrschaft Christi -
soweit irgend möglich - schon auf
Erden auch im Alltagsleben zu
realisieren, die ständige Prädesti-
nationsangst haben ganz generell
zu einer innerweltlichen Askese
und damit zu einem systemati-
schen und zielgerichteten Leben
sowie Handeln befähigt. Nichts
kann den Calvinisten von Fehlent-
scheidungen und von Schuld ent-
lasten, keine Beichte, keine guten
Werke. Mit einer solchen Grundhal-
tung wird der Christ systematisch
gezwungen, sich über die Konse-
quenzen seines Tuns im klaren zu
sein und zielstrebig zu handeln.
Dies, verbunden mit der hier und da
anzutreffenden Vorstellung, daß im
materiellen Wohlergehen ein Hin-
weis auf die eigene Auserwähltheit
durch Gott liegen kann, haben zu
einer allumfassenden Rationalisie-
rung des Lebens geführt, in dem
der ökonomische Erfolg eine nicht
unwesentliche Rolle spielte und
bisweilen auch noch spielt. In den
Vereinigten Staaten gibt es immer
noch eine Fülle von Beispielen der-
art geprägter Unternehmer.

Die reformierte Frömmigkeit mit
dem zentralen Begriff der Prädesti-
nation und der Kategorie der purita-
nischen Sittlichkeit hat das engli-
sche und amerikanische Wirt-
schaftsdenken entscheidend mit-
geprägt. Dies gilt insbesondere für
den „geistigen Hintergrund" für die
Kapitalbildung.

Die calvinistische Askese verwirft
den Konsum . und generell jede
„verschwenderische" Verwendung
des Besitzes. Denn im Vordergrund
muß die Vermehrung des Eigen-
tums stehen, die Kapitalbildung
durch Sparzwang. Verbunden ist
dies mit einem offensiven unterneh-
merischen Handeln am Markt, um
Gewinne für immer neue Investitio-
nen zu erzielen.

Über die Thesen Max Webers
kann gestritten werden. Tatsache
aber bleibt,, daß ein strenger Prote-
stantismus nach wie vor im Wirt-
schaftsleben marktwirtschaftlicher
Systeme tiefe Spuren in Form

hoher Wohlstandsgewinne und der
Überwindung inhumaner materiel-
ler Knappheit hinterlassen hat.

Gegenpositionen:
Evangelische Zweifler am markt-
wirtschaftlichen System

Auf der anderen Seite gibt es in
der neueren Geschichte des Prote-
stantismus zunehmend Gruppie-
rungen, die den marktwirtschaft-
lichen Systemen moderner Indu-
strie- und Dienstleistungsgesell-
schaften reserviert bis ablehnend
gegenüberstehen. Der Tenor die-
ser Meinungen kann kurz wie folgt
gefaßt werden: Die .gegenwärti-
gen Erfahrungen in den Industrie-
staaten mit hoher Arbeitslosigkeit
und den bis in das Inhumane rei-
chenden „Produktions- und Kon-
sumzwängen" zeigen den Vertre-
tern dieser Denkrichtungen zu-
folge, daß ein das marktwirtschaft-
liche Element in den Mittelpunkt
stellendes Wirtschaftssystem kei-
neswegs christlichen Grundwerten
entspricht. Denn Wettbewerb sät
nur Mißtrauen und zerstört zwi-
schenmenschliche Beziehungen.
Hinzu kommt, daß der Markt von
sich aus die Umweltprobleme nicht
lösen könne und damit die von Gott
nur geliehene Schöpfung zerstöre.
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Die Radikalen:
Ablehnung des Systems

Grob vereinfacht, lassen sich die
genannten Gruppierungen zwei
Denkrichtungen zuordnen. Die
radikale tendiert zur Ablehnung der
marktwirtschaftlichen Ordnung, wie
sie sich heute etwa in der Bundes-
republik darstellt. Auf der einen
Seite steige durch die neuen Tech-
nologien der Leistungsdruck auf die
Arbeitnehmer, die zudem stets
Angst vor technologie-bedingten
Entlassungen haben müssen. Auf
der anderen Seite stehen die Ar-
beitslosen, die vom System schon
„verbraucht" worden sind. Gefor-
dert wird ein „gerechtes" Wirt-
schaftssystem, denn der Mensch
stehe schließlich im Mittelpunkt des
Wirtschaftens: Humane Arbeit muß
gerecht verteilt werden. Es werden
auch konkrete Vorschläge ge-
macht, wie ein derartiges System
funktionieren könnte. Die 1982 vom
epd herausgegebene umfassende
Denkschrift „Jenseits der Vollbe-
schäftigung - Über die Zukunft der
Arbeitswelt" der Fachausschüsse
„Arbeitslosigkeit" und „Humanisie-
rung" des Kirchlichen Dienstes der
Arbeitswelt (KDA) nennt alternative
Projekte der Art, wie sie von der
Partei der Grünen z. T. propagiert
werden und die das gesteckte Ziel
erreichen sollen. Hinter diesen
Modellen steht implizit wohl die Vor-
stellung, eine ideale Humanität im
Sinne kleiner friedfertiger Dorfge-
meinschaften ohne individuelles
Profitstreben und mit einer hohen
Verteilungsgerechtigkeit flächen-
deckend über die Bundesrepublik
anstreben zu können. Bei derarti-
gen Denkansätzen treten allerdings
Denkstrukturen zutage, die an die
eingangs genannten Denkmuster
erinnern, die mittelalterlichen
Volkswirtschaften zugrunde lagen.
Bekanntlich waren diese aber
durch Knappheit und damit durch
permanenten Unfrieden, Krieg und
Elend gekennzeichnet. Sollten
alternative Modelle an die Stelle
moderner Unternehmen treten, so
droht ähnliches für unser System.
Da dies unmittelbar einleuchtet,
wird das Schicksal alternativer Pro-
jekte bleiben, nie ernst genommen
zu werden.

Die Gemäßigten: Zurück zu
Luthers statischer Arbeits- und
Wirtschaftsethik?

Ernster ist die Gruppe der gemä-
ßigten „Wirtschaftsethiker" im Pro-
testantismus zu nehmen, zu denen
sicher weite Kreise in der evange-
lischen Kirche zu zählen sind. Eine
theologisch aufgearbeitete Analyse
dieser Denkrichtung mit einer Fülle
von Quellen dürfte die Arbeit von
Arthur Rieh „Wirtschaftsethik" sein,
von der bisher allerdings nur der
1. Band „Grundlagen in theoreti-
scher Perspektive" (Gütersloh
1984) erschienen ist. Ausgangs-
punkt bei diesem Werk bildet die Er-
kenntnis, daß es unrealistisch wäre,
die Wirtschaft nach christlichen
Utopien gestalten zu wollen. Nach
Utopien, die eigentlich Beschrei-
bungen dervon Gottzu bestimmen-
den Endzeit sind und daher nach
christlicher Logik im Diesseits auch
gar nicht erreicht werden können.
Allerdings muß auch jetzt schon fol-
gendes beachtet werden. Das von
A. Rieh so genannte „personell und
strukturell Böse" ist in allen
menschlichen Lebensbereichen
und damit auch in den ökonomi-
schen Beziehungen zwischen den
Menschen stets latent oder offen
vorhanden. Ihm muß nach Möglich-
keit auch schon auf Erden gewehrt
werden. Daher gilt es, in das Wirt-
schaftsleben, in die Verhaltenswei-
sen von Unternehmern und Arbeit-
nehmern sowie von wirtschafts-
politischen Entscheidungsträgern
christlich-ethische Kriterien einzu-
arbeiten, „. .. die eine Gesellschaft
des relativ Guten und Gerechten
intendieren und es in sich haben,
realistisch Raum für eine bessere
Menschlichkeit auch in den wirt-
schaftlichen Grundbezügen zu
schaffen." (A. Rieh, S. 242) Es muß
also bei jedem wirtschaftlichen
Handeln beachtet werden, daß es
ethische Kriterien und Maßstäbe
zur Abwehr „des Bösen" gibt, die
Entscheidungen beeinflussen oder
einengen sollten.

Was kann dies nun konkret be-
deuten? Wie ist diese „gemäßigte"
Grundphilosophie, die schon bei
Martin Luther anklingt, umsetzbar?
Arthur Rieh will die Antwort auf
diese Frage in seinem 2. Band ge-

ben. Andererseits haben sich
schon immer kirchliche Gremien
und Einzelpersönlichkeiten mit dem
Problem auseinandergesetzt. Alle
die aus derartigen Auseinanderset-
zungen hervorgegangenen Vor-
schläge haben im wesentlichen
darauf abgestellt, sozialpolitische
Nebenbedingungen in Unterneh-
men und Gesellschaft einzubauen.
Gleichsam mit dem „Sozialen" in
der Sozialen Marktwirtschaft soll
christlich-ethischen Werten Gel-
tung verschafft werden. Konkrete
Maßnahmen reichen von der Dyna-
mischen Rente bis hin zur Vermö-
gensbildung. In den Unternehmen
etwa hat man gerade auch seitens
der Kirchen Aspekte der Mitbestim-
mung unter die genannten Katego-
rien subsumiert. Insgesamt kommt
es also darauf an, in die an sich
akzeptierte Wirtschaftsordnung so-
ziale Ausgleichsmechanismen ein-
zuführen, durch die der Mensch
nicht ständig Angst vor dem Lei-
stungsdruck und der existentiellen
Bedrohung haben muß. Denn für
Gott ist der Mensch auch ohne Lei-
stung wertvoll, er liebt auch diejeni-
gen, die in der Leistung nicht mithal-
ten können und wollen. Irgendwie
erinnert dies an Luthers Denksy-
stem, das zwar auch von der Not-
wendigkeit des Handels am Markt
ausgeht, das aber nicht Gewinn-
streben („Habsucht"), sondern (so-
ziale) Gerechtigkeit in den Mittel-
punkt der wirtschaftlichen Ent-
scheidungen stellt. Luthers Denk-
ansatz hat, wie oben gezeigt wurde,
nicht zu einem entscheidenden
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ökonomischen Durchbruch in der
Menschheitsgeschichte beigetra-
gen. Und dies sollte auch in der Kir-
che zu denken geben.

Zuviel Sozialethik erzeugt
Knappheit, Wohlstands-
einbußen und damit Konflikte

Denn die Einführung eines Über-
maßes an tatsächlichem oder ver-
meintlichem christlichen Gedan-
kengut als Zielkriterien in Unterneh-
men und Wirtschaftspolitik hat-wie
das letzte Jahrzehnt der Bundesre-
publik zeigt - negative Folgen. Zu
viele sozialpolitische Nebenbedin-
gungen erzeugen nicht allein per-
manent die Versuchung des Bösen,
das System ungerechtfertigt auszu-
nutzen und verhindern damit über
zu hohe Personalkosten zusätz-
liche Beschäftigung und Erzeugung
von Wohlstand. Viel problemati-
scher ist, daß die Einführung von
ethischen Kriterien und sozialpoliti-
schen Kategorien in nahezu jedes
wirtschaftliche Denken und Han-
deln mehr und mehr eine weiner-
lich-defensive Grundstimmung er-
zeugt. Die Folge ist, daß viele Pro-
testanten heute einer dynamischen
Marktwirtschaft sehr distanziert ge-
genüberstehen.

Die antimarktwirtschaftliche und
pessimistische Grundstimmung,

das stets schlechte Gewissen bei
der Erzielung von Gewinnen und
hohen Einkommen, die Vorstellung
einer gerechteren Einkommensum-
verteilung sind es, welche die
Grundstrukturen unseres Systems
ins Negative verändern. Das Ver-
trauen auf die Marktkräfte ist im
Protestantismus nur noch relativ
schwach ausgeprägt.

Damit wird aber vergessen, daß
die Marktwirtschaft aus sich selbst
heraus gerecht und sozial ist. Die
historische Erfahrung (z. B. der Um-
bruch von 1948/1949) und der Ver-
gleich mit sozialistischen Wirt-
schaftssystemen zeigt ganz deut-
lich, daß nur eine möglichst vom
Staat unbehinderte Marktwirtschaft
Wohlstand produziert und nach Kri-
terien verteilt, gegen die niemand
Einwendungen erheben kann.
Denn keiner kann sich im Grunde
darüber beschweren, daß er mit
seiner individuellen Leistung am
anonymen Markt zu kurz gekom-
men ist. Bei jedem politisch festge-
legten Verteilungssystem hingegen
wäre dies möglich.

Viele soziale und ethische Fra-
gen können von einem funktions-
fähigen Marktsystem weitgehend
selbst gelöst werden. Ein funktio-
nierender Arbeitsmarkt, der bei ent-
sprechendem Lohnsystem stets
vorliegt, bietet dem Individuum

viele Ausgleichsmöglichkeiten. Ist
z. B. ein Unternehmen durch
schlechte Arbeitsbedingungen ge-
kennzeichnet, gibt es die Möglich-
keit des Wechseins der Firma.
Die Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen hat genau auf diesem
Wege in der Geschichte Deutsch-
lands keinen größeren Fortschritt
erlebt, als in den 50er und 60er Jah-
ren. Verbunden war dies mit einer
Produktion von Wohlstand, der
auch den Kirchen viele soziale und
karitative Maßnahmen erst ermög-
lichte.

Gefordert: Neue protestantische
Aufbruchstimmung

Diese Zusammenhänge zwi-
schen Marktwirtschaft und Wohl- A
stand und der Überwindung von 9
Elend sowie den damit unweiger-
lich verbundenen Konflikten sollte
der deutsche Protestantismus nicht
verkennen, wenn er sich im Denken
vielfach neben „die" Wirtschaft
stellt und das Wirtschaftsleben mit
einem Zuviel an ethischen Neben-
bedingungen belasten wi.II. Viel-
mehr würde er auch seine eigenen
karitativen Ziele viel eher dann er-
reichen, wenn der Protestantismus
insgesamt sich auf seine großen
Traditionen als Initiator und Motor
des modernen Wirtschaftslebens
besinnen und sie fortsetzen würde.

Rüstungskontrolle — Wirklich nur Illusion?
Hartmut Bühl

Seit 12. März 1985 verhandeln sie wie-
der. Die Welt schaut mit banger Hoff-
nung nach Genf. Sind die Supermächte
zur Vernunft gekommen und auf dem
Wege zu einem neuen Verständnis über
die Probleme unserer Welt? Die Zeichen
stehen jedenfalls nicht mehr auf Sturm;
die politisch-diplomatischen Aktivitä-
ten zwischen Ost und West decken eine
breite Palette politischer und wirtschaft-
licher gemeinsamer Interessengebiete.

Der Ost-West-Dialog 1985 hat vehe-
ment begonnen und ist durchaus ver-
gleichbar mit den Ansätzen Ende der
60er Jahre. Was sich allerdings geän-
dert hat, ist, daß Skepsis heute über-
wiegt.

Kann Rüstungskontrolle in ihrer bis-
herigen Form zu mehr Stabilität führen,
oder erleben wir ähnlich wie bei den ge-
scheiterten Verhandlungen über Mittel-
streckenwaffen in Genf (INF) Spiegel-
fechtereien?

Der Ansatz der Supermächte in Genf II
verbindet Notwendigkeiten sicherheits-
politischer Stabilität: Abbau von offen-
siven Potentialen und vorausschau-
ende Rüstungskontrolle in Richtung auf
moderne Technologien. Möglicher-
weise wird ein dritter Aspekt in den Vor-
dergrund treten: gemeinsame Verhal-
tensregeln von hohem politischem Ge-
wicht.

Hartmut Bühl, Mitautor von „Freiheit
und Sicherheit" und des Handbuchs der
weltweiten sicherheitspolitischen Ver-
flechtungen und grundlegender Analy-
sen zu den globalen und regionalen Be-
dingungen unserer Sicherheit „Sicher-
heit und Frieden", Verlag ,E.S. Mittler,
Herford, ist z. Zt. Referent für Sicher-
heitspolitik im Bundeskanzleramt. Der
Oberstleutnant i. G. war nach seiner
Generalstabsausbildung in Hamburg
und Paris Militärattache in der französi-
schen Hauptstadt und gehörte der
KSZE-Delegation in Madrid an.

Im nachfolgenden Beitrag äußert er
sich über die Schwierigkeiten zwischen
Ost und West, sich zu verstehen.



Die nach Ende des Zweiten
Weltkrieges unternommenen Be-
mühungen um Abrüstung und
Rüstungsbegrenzung haben bis-
her zweifellos nur wenige kon-
krete Ergebnisse gebracht. Ent-
scheidende Durchbrüche konnten
weder bei Massenvernichtungs-
waffen noch bei konventionellen
Rüstungen . erzielt werden. Aller-
dings sollte nicht verkannt werden,
daß es gelang, bei den interkonti-
nentalstrategischen Nukiearwaffen
zwischen den Vereinigten Staaten
und der Sowjetunion Begrenzun-
gen zu vereinbaren, die von beiden
Seiten respektiert werden. Schließ-
lich haben die Unterzeichnung der
Schlußakte der KSZE (Konferenz
über Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa) in Helsinki vom
1. August 1975 und der durch sie
dokumentierte Entspannungspro-
zeß die unmittelbaren Ursachen
politischer Konfliktgefahr mindern
helfen, die der politischen Situation
Europas innewohnen. Der Prozeß
konnte aber militärisch in Europa
kaum Niederschlag finden, sieht
man von dem in der Praxis noch
wenig befriedigenden Einstieg in
die „Vertrauensbildung" im militäri-
schen Bereich ab, der seit 1984 im
Rahmen der Konferenz für Ver-
trauens- und sicherheitsbildende
Maßnahmen und Abrüstung in
Europa (KVAE) verbessert werden
soll.

Während die Verhandlungen
über beiderseitige und ausgewo-
gene Truppenreduzierungen für
Mitteleuropa seit Jahren stagnie-
ren, bleibt die Konfrontation militäri-
scher Potentiale in Europa beste-
hen. Insgesamt hält das Wettrüsten
unvermindert in allen Bereichen an.
Neue Felder der Rüstung durch
rasch voranschreitende Technolo-
gien, wie z. B. im Weltraum, öffnen
sich.

Rüstungskontrollverhandlungen
können, wie das Beispiel der ge-
scheiterten Genfer l NF-Verhand-
lungen zeigt, auch belastende Aus-
wirkungen auf das internationale
System - zumindest vorüberge-
hend - haben. Insgesamt werden
sie aber in einem langfristigen Pro-
zeß einen stabilisierenden Einfluß
auf die Politik der Kriegsverhinde-
rung haben. Ohne die bisher er-

reichten Verträge und Abkommen,
mit den ihnen innewohnenden Ab-
sichtserklärungen und Kompro-
missen, könnte die Situation um
Rüstungen weit unerfreulicher sein.
Andererseits können nur die Er-
fahrungen aus den bisherigen
Rüstungskontrollverhandlungen
die politischen Führungen in die
Lage versetzen, neue Ansätze zu
erarbeiten, und so Rüstungskon-
trollverhandlungen zu erfolgrei-
chen Abschlüssen führen. Es
geht also um das „Wie", um ge-
eignete Ansätze und Methoden,
die von vornherein „Blockierun-
gen" ausschließen.

Sicherheitspolitik
und Rüstungskontrolle

• Zentrales Ziel westlichen politi-
schen Handelns ist die Bewahrung
des Friedens und der Freiheit zu
politischer Selbstbestimmung.
Rüstungskontrolle als- eines ihrer
Steuerungselemente soll diesem
Ziel zuarbeiten.

Sicherheit bedeutet, fähig zu
sein, Nachteile, die durch Andro-
hung oder Anwendung von Ge-
walt fremder politischer Systeme
entstehen können, abzuwenden.
Sicherheit, im Zeitalter der ideologi-
schen Auseinandersetzung muß
demnach mehr sein als nur die
Unverletzlichkeit der. Grenzen
eines Staates, da sie die Werte der
Gesellschaft und- ihrer Lebensge-
wohnheiten- mit einbeziehen muß.
Sicherheit heißt auch innere Stabili-
tät, oder einfach sozialen Frieden.
Sicherheit bedeutet aber nicht
Konfliktlosigkeit. Für den Fall
des Versagens von Konfliktver-
hinderung erfordert Sicherheit
die Fähigkeit und den Willen zur
Verteidigung der eigenen Werte
sowohl nach außen wie nach
innen.

Nur Gesellschaften, die in der
Lage sind, auf Herausforderungen
und Wandlungsprozesse zu reagie-
ren, werden langfristig in der Lage
sein, die Grundwerte ihres Systems
zu erhalten.

Abschreckung ist dann glaub-
würdig, wenn die militärischen In-
strumente im Falle eines Schei-
terns der Abschreckung auch ein-
gesetzt werden können, ohne daß
damit die zu verteidigenden Werte
selbst zerstört werden. Abschrek-
kung erreicht ihr Ziel, wenn der
Angreifer kalkuliert, für ihn sei
das Risiko nicht akzeptabel und
er deshalb von einem Angriff
absieht.

Sicherheitspolitik, die Kriegs-
verhinderung als oberste Norm
verfolgt, muß stabilitätsorientiert
sein. Sicherheitspolitische Stabili-
tät besteht dann, wenn beide Seiten
sicher vor einem Angreifer, also vor
Androhung eines Angriffs sein kön-
nen. Stabilität heißt aber auch,
daß Sicherheit als konkurrierendes
Element zwischen den Staaten
nicht mehr zugunsten des einen auf
Kosten des anderen erzielt werden
kann. Stabilität wird immer einer
auf Vertrag und Vertrauen ausge-
handelten Selbstbeschränkung
des Sicherheitsanspruchs be-
dürfen.

Auf interkontinentalstrategischer
Basis konnte schon bisher ein
Gleichgewicht erzielt werden. Da-
mit wurde ein gewisses Maß an
Stabilität gegen die Option eines
„großen" Nuklearkonflikts erreicht.
Zielvorstellungen, die eine Stabilität
durch Rüstungen auf möglichst
niedrigem Niveau erstreben, haben
an Interesse gewonnen. Sie sind
heute ein zentrales Thema der
internationalen Politik. Stärker als
früher kommt nun vorrangig als
Motiv hinzu, technologischen In-



Stabilitäten vorzubeugen, das heißt
Rüstungskontrolle vorausschauend
zu betreiben.

Eine Politik der Abschreckung
bedingt Rationalität und ein Ver-
halten aller Beteiligten, das im
Grundsatz an den wechselseitigen
Sicherheitsinteressen orientiert ist.
Rüstungskontrolle hat zur Vor-
aussetzung, daß es im Sinne der
Führungseliten liegt, ohne Ab-
sicht entstehende Kriege zu ver-
hindern. Diejenigen Unsicherheits-
faktoren müssen beseitigt werden,
die im Falle einer Krise den Ent-
scheidungsspielraum der verant-
wortlich Handelnden einschränken
und ihnen die notwendigen Kon-
trollmöglichkeiten verwehren wür-
den.

Rüstungskontrolle -
Instrumentarium gegen
Kriegsrisiko

Rüstungskontrolle entwickelt
sich vielleicht nur in kleinen Schrit-
ten. Hin und wieder gelingt ein Vor-
gehen, das sich in jeder Phase an
den wechselseitigen Sicherheitser-
fordernissen orientiert.

Rüstungskontrolle darf die not-
wendige Verteidigungsfähigkeit
nicht gefährden. Sie muß auf aus-
gewogene, stabilisierende Ergeb-
nisse ausgerichtet sein. Sie soll
konkret verhandelbare und reali-
sierbare Ziele verfolgen, die der
Sicherheit dienen.

Hierzu ergeben sich ständig
neue Ansätze und wechselnde
Möglichkeiten. Langfristig gültige
rüstungskontrollpolitische Prioritä-
ten aufzustellen, verbietet sich
allerdings wegen der sich wandeln-
den Bedingungen der Konfliktstruk-
turen. Unabdingbar ist allerdings
ein Gesamtkonzept, das Rüstungs-
steuerung umfassend angeht.

Rüstungskontrolle will zunächst
die Verständigung zwischen den
Staaten fördern. Sie darf gegen-
sätzliche Interessen der Staaten
nicht in gefährliche Konfrontation
ausarten lassen, sondern durch
Maßnahmen auszugleichen versu-
chen, die zur Konfliktlösung führen.

Dabei kommt ihr zugute, daß sie
nicht unbedingt die staatlichen
Machtmittel politischer oder mili-
tärischer Natur beseitigen will.
Rüstungskontrolle will die für die
Staaten nicht antastbaren Organi-
sationsstrukturen ihrer Souveräni-
tät nicht schwächen. Sie will ledig-
lich zur Krisenverhinderung beitra-
gen. Sie will vor allem den Ge-
brauch militärischer Macht vermei-
den bzw. begrenzen.

Rüstungskontrolle muß gerade
dort ansetzen, wo Kriege zwischen
den Extremen bewußter und durch-
dachter Willensentscheidung einer-
seits und irrationalen, von Ängsten
und Fehlinterpretationen geprägter
Handlung andererseits entstehen
können. Rüstungskontrolle paßt
in ein Konzept, das einerseits
das Kriegsrisiko unannehmbar
macht, andererseits aber auch
ungewollte und unkontrollier-
bare Krisenentwicklung verhin-
dert.

Rüstungskontrolle muß einsei-
tige militärische Überlegenheit kon-
trollierbar verhindern helfen, sie
muß das vielfältige Band militäri-
scher Optionen transparent ma-
chen und begrenzen. Sie soll den
Umfang militärischer Potentiale auf
ein niedriges Niveau reduzieren.

Rüstungskontrolle ist dem-
nach der Versuch, das Austra-
gen von Gegensätzen durch
friedliche Mittel zu erleichtern.
Sie will den Verzicht auf Gewalt
und auf Androhung von Gewalt
als Mittel der Politik glaubhaft
machen.

• Bei den vielen ihr zuweisbaren
Aufgaben kann Rüstungskontrolle
dennoch nicht alleiniger Träger der
sicherheitspolitischen Stabilität
sein. Rüstungskontrolle wäre über-
fordert, wollte sie in einem Span-
nungsfeld unterschiedlicher ideolo-
gischer und machtpolitischer Kon-
troversen allein prinzipielle Rege-
lungen herbeiführen. Die Wirkungs-
möglichkeiten von Rüstungskon-
trolle sind demnach begrenzt. Sie
ergänzt nur andere Felder der Poli-
tik und wirkt somit auf dem Feld
machtpolitischer und ideologischer
Kontroversen dämpfend.

Die unterschiedliche Bedeutung
von Rüstungskontrolle
im internationalen System

Im internationalen System gibt
es kein einheitliches Konzept
der Rüstungskontrolle. Während
die Rüstungskontrollpolitik des
Ostens von Moskau dominiert
und als offensives Mittel der
Außenpolitik gesehen wird, gibt
es in der westlichen Welt keine
einheitliche Auffassung von der
Rüstungskontrolle. Zu unter-
schiedlich sind die politischen
Gewichte der einzelnen Staaten,
zu unterschiedlich ihregeopoliti-
sche Lage. Allgemein gilt jedoch
die Forderung als verbindlich,
nach mehr Stabilität auf niedri-
gern Rüstungsniveau zu suchen,
Über das Wie, oder den Weg
dorthin, gibt es viele Meinungs-
unterschiede.

Die westlichen Vorstellungen
von Rüstungskontrolle

Im Westen hat sich die Ansicht
durchgesetzt, daß Stabilität als
weitgehende Annäherung an einen
Zustand friedvoller zwischenstaat-
licher Beziehungen auf der Basis
eines ausgeglichenen Kräftever-
hältnisses gesehen werden muß.
Das heißt, jedweder Versuch
einer Konfliktaustragung mit
militärischen Mitteln - direkt
oder indirekt - muß deutlich als
nicht tragbares Risiko zu erken-
nen sein. Es geht also um eine
Gleichheit der militärischen Fähig-
keiten und Optionen auf der Grund-
lage ausgewogener und möglichst
niedriger Rüstungspotentiale. Die
militärischen Bedürfnisse insge-
samt haben sich dieser politischen
Zielsetzung unterzuordnen und
sich auf Hinlänglichkeit zu be-
schränken. Dabei können in Ein-
zelbereichen Überlegenheiten,
aber auch Unterlegenheiten in
Kauf genommen werden. Das
entscheidende Kriterium ist die An-
wendbarkeit der gültigen Strategie
und damit ihre Glaubwürdigkeit in
Richtung auf einen potentiellen
Gegner, einschließlich ihrer Akzep-
tanz in der eigenen Bevölkerung.
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Die Konsequenzen, die sich aus
diesem Dilemma für die westliche
Verteidigungs- und Rüstungskon-
trollpolitik ergeben, sind vielfältig.
Sie zwingen die Verteidigungspla-
nung dazu, hinreichende Mittel zu
unterhalten, die auch unter den er-
schwerten Bedingungen der Bünd-
nislage insgesamt noch vor kriege-
rischen Überfällen abschrecken.
Dazu ist ein in sich ausgewogenes
Spektrum an angemessenen regio-
nalen und globalstrategischen
Optionen erforderlich.

Rüstungskontrolle wird dann
qualitative und regionale Instabilitä-
ten vermeiden können, wenn sie in
einem Gesamtansatz, als Ergän-
zung zur Abschreckungsstrategie,
also wirksam zur sicherheitspoliti-
schen Stabilität beiträgt.

Westliche Rüstungskontrollziele
sind deshalb darauf ausgerichtet,
daß
- ausgewogene Rüstungskontroll-

maßnahmen die Sicherheit der
Vertragspartner nicht mindern,
sondern fördern,

- eingegangene Verpflichtungen
verbindlich gestaltet werden,

- militärische Potentiale offenge-
legt und

- angemessene kooperative Nach-
prüfbarkeit (Verifikation) sicher-
gestellt wird.

Rüstungskontrolle
aus östlicher Sicht

Die westlichen Vorstellungen von
Rüstungskontrolle sind auf einen
dauerhaften Zustand der Koopera-
tion mit einem potentiellen Gegner
angelegt. Dem steht eine Politik
des sozialistisch/kommunisti-
schen Machtbereichs gegen-
über, der „friedliche Koexistenz"
ohne ideologischen Kampf auf
Dauer nicht kennt.

Dazu kommt, daß regionale
„Gleichgewichte" in den Augen
der sowjetischen Führung ande-
ren Bedingungen unterliegen
müßten als denen jener Parität,
die auf interkontinentalstrategi-
scher Ebene mit den Vereinigten
Staaten bestehen. Regionale
Überlegenheit wird als notwendig
erachtet, um mit größtmöglicher

Sicherheit einen Aggressor von
einem Angriff auf das sozialistisch/
kommunistische Lager abzuhalten.
Die „Abwehr" eines Aggressors hat
stets offensiv, also angriffsweise zu
geschehen.

Die Militärdoktrin und die ihr
nachgeordnete Militärstrategie ha-
ben sich — ebenso wie Rüstungs-
kontrolle - der Zielsetzung anzu-
passen, die eine Änderung des
Kräftegleichgewichtes in der
Welt zugunsten der Sowjetunion
anstrebt. Rüstungskontrolle als Mit-
tel sowjetischer Außen- und Sicher-
heitsinteressen bedeutet einen Bei-
trag zur
- Vermeidung einer unbeabsich-

tigten Konfrontation mit den USA
- Verringerung des technologi-

schen Rückstandes gegenüber
den USA

- Verschiebung des globalen mili-
tärischen Gleichgewichts zugun-
sten der Sowjetunion

- Schwächung des. atlantischen
Verteidigungssystems

- Sympathiewerbung bei den
Staaten der Dritten Welt.

Bedingungen für Erfolge

Mit der sowjetischen Rü-
stungskontrollpolitik, die nicht
kooperativ, sondern eher kon-
kurrierend angelegt ist, sind die
Aussichten gering, zwischen
Ost und West die politischen
Ziele der Abschreckung und
Rüstungskontrolle zugunsten
fortdauernder Stabilität zu har-
monisieren. Ebenso klar muß
festgestellt werden, daß Rü-
stungskontrollepolitisch-ideolo-
gische Prinzipien der jeweils an-
deren Seite nicht überwinden
und geopolitische Unterschiede
nicht beseitigen kann.

Die rüstungskontrollpolitischen
Konzeptionen von West und Ost
sind also grundverschieden. Die
eine Seite erstrebt die Hinlänglich-
keit der Mittel zur Aufrechterhaltung
einer wirksamen Abschreckung vor
kriegerischen Aktionen, die andere
Seite sucht regionale Überlegen-
heiten, um eine „kriegsverhin-
dernde" Angriffsfähigkeit zu schaf-
fen. Gerade das fehlt also, was Vor-
aussetzung für erfolgreiches Ver-

handeln über Rüstungsreduzierun-
gen und Vertrauensbildung wäre:
ein gemeinsames Sicherheitsver-
ständnis.

Unter den gegenwärtigen politi-
schen Verhältnissen gibt es kein
Patentrezept für einen entschei-
denden Durchbruch bei den Rü-
stungskontrollverhandlungen. Es
gäbe jedoch Möglichkeiten neuer
Ansätze, wenn einige entscheiden-
de Grundvoraussetzungen einver-
nehmlich geschaffen werden könn-
ten.

Grundbedingung für entschei-
dende Durchbrüche bei Rü-
stungskontrolle wäre die Eini-
gung auf ein gemeinsam getra-
genes Verständnis von Sicher-
heit. Hierhinein gehören in erster
Linie Begriffe wie „Gleichgewicht",
„Verzicht auf Überlegenheit", die
Anerkennung des Prinzips gegen-
seitiger Abschreckung. Wenn es
gelänge, politische und strategi-
sche Absichten im Rahmen eines
gemeinsam definierten und aner-
kannten Sicherheitsverständnisses
gegenseitig anzuerkennen, könnte
jede Seite ihr eigenes Optionsspek-
trum an den Fähigkeiten und Mög-
lichkeiten der anderen Seite aus-
richten. Hierzu bedürfte es gemein-
sam vereinbarter Meßgrößen für
die Fähigkeiten und Optionen jeder
Seite im jeweiligen strategischen
Gesamtrahmen. Ergebnis eines
solchen gemeinsamen Verständ-
nisses von Sicherheit könnte das
Aushandeln von Militärpotentialen
sein, die sich eindeutig auf Vertei-
digungsmaßnahmen beschränken.
Diese aber müßten als militärpoliti-
sches Instrumentarium so wirksam
sein, daß bei Versagen der Ab-
schreckung eine Beendigung krie-
gerischer Handlungen zu den Be-
dingungen des vorher bestehenden
Zustandes herbeigeführt werden
kann.

Wer bedroht, muß also einer
gleichwertigen Bedrohung aus-
gesetzt sein. Es geht also im Rah-
men beiderseits anerkannter Ab-
schreckung im Prinzip um ein
Gleichgewicht der Optionen gegen-
über Bedrohungen. Gleichgewicht
wird damit zum Mittelpunkt der Aus-
einandersetzung, jedoch auf quali-
tativ anderer Ebene als bisher.



Nicht mehr der Umfang militäri-
scher Potentiale spielt die überge-
ordnete Rolle. Die durch die Poten-
tiale vorgegebenen Optionen be-
schreiben die Möglichkeiten des
Handelns, die sich aus militärstrate-
gischen Konzeptionen sowie aus
den für sie vorhandenen militäri-
schen Fähigkeiten ergeben. Diese
sind im Verhältnis zur anderen
Seite zu setzen. Eine solche
Gleichgewichtspolitik muß tempo-
räre Ungleichgewichte, die sich auf-
grund unterschiedlicher Prozesse
in den jeweiligen Lagern bilden, ab-
fangen können. Gleichgewicht
kann deshalb nicht Selbstzweck
sein, sondern ist Mittel, Stabilität
zu schaffen.

Die Aufgaben
der Rüstungskontrolle

Aus dem Zusammenhang von
Verteidigungsfähigkeit und Rü-
stungskontrolle ergibt sich ein
breites Aufgabenspektrum für
Rüstungskontrolle. Diese Palette
reicht vom Dialog bis zur Abrü-
stung der Militärpotentiale,

1. Die erste Aufgabe muß die
Gestaltung krisenfester Dialog-
möglichkeiten sein. Durch sie
können Fehlinterpretationen si-
cherheitspolitischer Handlungen,
Unterstellungen, aber auch krisen-
hafte Entwicklungen aufgefangen
werden, Mißtrauen gemindert und
damit einhergehend die Grundlage
zur Vertrauensbildung geschaffen
werden.

Rüstungskontrollverhandlungen
als solche können bereits vertrau-
ensbildend und stabilisierend wir-
ken, denn sie erleichtern den Infor-
mationsaustausch, der für die wirk-
same Rüstungskontrolle unerläß-
lich ist. Auf dieser Grundlage kann
man das politische und militärische
Verhalten der anderen Seite besser
bewerten und verstehen. Vertrag-
liche Abmachungen wie die Instal-
lierung „Heißer Drahtverbindun-
gen", Verträge zwischen den USA
und der Sowjetunion von 1963 und
anderen Nuklearmächten, haben
krisenstabilisierenden Charakter.

2. Die zweite Aufgabe sollte die
Vorhersehbarkeit militärischer
Handlungen beinhalten. Vorher-

sehbarkeit hat ihre besondere Be-
deutung zu Beginn eines Prozes-
ses der Vertrauensbildung. Dabei
kann der Beweis guten Willens viel-
fältig aufgezeigt werden. Es sollten
mit dieser Aufgabe noch keine Ein-
schränkungen in der Verteidi-
gungsfähigkeitverbunden sein.

Vertrauensbildende Maßnahmen
wie die Beobachtung von Manö-
vern können hierbei hilfreich sein.
Hierzu können aber auch Verträge
wie das Abkommen über die Ver-
meidung von .Zwischenfällen auf
hoher See zwischen den USA und
der Sowjetunion von 1972 beitra-
gen.

3. Die dritte Aufgabe liegt in der
Begrenzung von Art und Umfang
militärischer Aktivitäten, wobei
sich bereits Auswirkungen auf die
Verteidigungsfähigkeit ergeben
könnten. Verhaltensregeln müssen
deshalb gegenseitig anerkannt
sein. Ohne ein gewisses Maß an
gegenseitigem Vertrauen wird die-
se Aufgabe nicht zu verwirklichen
sein. Derartige Begrenzungen zie-
len nur auf den Gebrauch vorhan-
dener militärischer Potentiale, aber
noch nicht auf die Begrenzung der
Potentiale selbst; sie können aber
als notwendige .Verbindung zwi-
schen der zweiten und vierten Auf-
gabe gesehen werden.

. 'Dabei geht es vor .allem um
die Begrenzung des Umfangs von
Manövern und um die Aussparung
bestimmter sicherheitspolitisch
empfindlicher Regionen, die von
Manövern oder anderen militäri-
schen Aktivitäten tangiert werden.
Über derartige Vertrauens- und
sicherheitsbildende Maßnahmen
verhandelt derzeit die Konferenz
über Vertrauens- und sicherheits-
bildende Maßnahmen und .Abrü-
stung in Europa (KVAE). •

4. Der vierte Aufgabenbereich
umfaßt alle Aktivitäten, die auf
Rüstungsbegrenzung abzielen
und weitere Rüstungsaufwüchse in
bestimmten Teilbereichen oder ins-
gesamt verhindern sollen. Die Er-
gebnisse bisher sind nicht durch-
schlagend. So dauern z. B. die Ver-
handlungen über ein weitweites
Verbot chemischer Waffen an,
ohne daß kurzfristig ein Verhand-
lungserfolg zu erwarten ist. Die Be-

grenzungsabkommen SALT l (mit
dem ABM-Vertrag von 1972) und
der SALT-II-Vertrag, der zwar von
den USA nicht ratifiziert wurde (an
den sich aber beide Seiten halten),
sind allerdings Beispiele dafür, wie
Potentiale begrenzt wurden und so
zur strategischen Stabilität beitra-
gen können.

5. Die fünfte Aufgabe hat sich
auf die Abrüstung, also Reduzie-
rung bestimmter militärischer
Rüstungskomponenteri oder der
Potentiale insgesamt zu konzen-
trieren. Erfolgversprechende An-
sätze in diesem Aufgabenfeld dürf-
ten ein erhebliches Maß bereits vor-
handenen Vertrauens erfordern,
das bei allen Beteiligten die Einsicht
zuläßt, mit verringerten Militär-
potentialen gemeinsam Sicherheit
gewährleisten zu können.

Bislang konnte kein einziges
Rüstungskontrollabkommen ge-
schlossen werden, das tatsäch-
liche Abrüstung brachte. Die Ge-
spräche über die Reduzierung von
Mittelstreckenwaffen (INF) schei-
terten. Die Verhandlungen über die
Reduzierung interkontinentalstra-
tegischer Systeme (START) wur-
den unterbrochen. Über beide Be-
reiche wird nun .wieder seit dem
12. März 1985 in Genf verhandelt.
Ohne Erfolg verlaufen bisher auch
die Truppenreduzierungsverhand-
lungen in Wien (MBFR), bei denen
beabsichtigt ist, 'gemeinsame nie-
drigere Obergrenzen für Streit-
kräfte in Mitteleuropa zu verein-
baren.

6. Eine sechste Aufgabe muß
neuen Waffentechnologien gel-
ten, die noch nicht über das Sta-
dium der „zukunftsweisenden" Vor-
stellungen hinausgekommen sind.
Zukünftige waffentechnologische
Neuerungen frühzeitig zu erken-
nen, wird bedeutsames Aktionsfeld
von Rüstungskontrolle sein müs-
sen. Der derzeit aktuellste Bereich
ist der Weltraum und das von den
USA verfolgte Forschungspro-
gramm einer Strategischen Vertei-
digungsinitiative (SDI). -Die in Genf
am 12. Mai 1985 begonnenen Ver-
handlungen über interkontinentale,
kontinentale und Weltraumwaffen
hängen in erster Linie davon ab, ob
sich die USA und die UdSSR auf
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vertraglich zuverlässige Abspra-
chen einigen können. Diese müß-
ten in kooperativer Verantwortung
den Aufbau eines auch weltraum-
gestützten strategischen Verteidi-
gungssystems gegen ballistische
Raketen erlauben oder verbieten.

Perspektiven:

Als Haupthinderungsgrund für
Durchbrüche in den Rüstungskon-
trollverhandlungen hat sich bisher
das Problem der Kontrolle von Ab-
kommen gestellt. Weniger umstrit-
ten sind die technischen Kontrollen
mit sogenannten Nationalen Tech-
nischen Mitteln/NTM. Hierzu gehö-
ren unter anderem Beobächtungs-
und Aufklärungssatelliten. Weitge-
hend unvereinbar sind derzeit noch
die östlichen und westlichen Vor-
stellungen über die Beobachtung
und Inspektion vor Ort in den Ver-
tragsstaaten. Während der Westen
vor allem auf die Nachprüfbarkeit
von Verträgen pocht, neigt die So-
wjetunion immer noch dazu, mög-
lichst solche Verträge zu schließen,
deren Einhaltung vom Westen nicht
- oder nur ungenügend - überprüft
werden kann.

Die Verhandlungen in Genf über
die interkontinental-strategischen
Nuklearwaffen, über die nuklearen
Mittelstreckenwaffen und über
defensive Abwehrsysteme im Welt-
raum sind zweifellos ein neuer Ver-
such, Rüstungen auf ein niedrige-
res Niveau zu stabilisieren. Parallel

dazu sind Akzente des Verständi-
gungswillens bei den Wiener
MBFR-Verhandlungen erkennbar.
Auch zeigen sich seit dem spekta-
kulären Treffen der Außenminister
der USA und der UdSSR Anfang
Januar 1985 in Genf Annäherungs-
tendenzen in Spezialbereichen der
Rüstungskontrolle (Problem der
Testversuche von Nuklearwaffen,
radiologische Waffen, chemische
Waffen u. a.). Möglicherweise wer-
den sich erste Erfolge aber bei der
KVAE in Stockholm zeigen. Dort ist
die Problematik der Verifikation
relativ fließend.

Die insgesamt enttäuschende
Bilanz von Rüstungskontrolle darf
nicht dazu führen, ihre zukünftige
Bedeutung für mehr Stabilität auf
politischer und militärstrategischer
Ebene zu verkennen. Rüstungs-
kontrolle stellt auf politischer Ebene
ein probates Mittel dar, künftige
Entscheidungen über Rüstungsbe-
darf zu beeinflussen oder durch
Verträge unmittelbare Regelungen
herbeizuführen.

Vor Optimismus jedoch, daß sich
in den nächsten Jahren gegensei-
tige Vernunft durchsetzen läßt, um
umfassende Erfolge zu erzielen,
wird gewarnt. Resignation wäre
aber keine brauchbare Alternative.
Rüstungskontrolle und Abrüstung
gehören zu den schwierigsten und
langwierigsten Aufgaben der Diplo-
matie. Auf dem Wege zum Erfolg
müssen viele Hindernisse beseitigt
werden, Mißtrauen muß abgebaut,

eigene Standpunkte müssen stets
neu überprüft werden.

Rüstungskontrolle ist aufgrund
ihrer öffentlichen und psychologi-
schen Wirkung zu einem Gradmes-
ser der Spannung zwischen den
Supermächten geworden. Je mehr
die USA und die Sowjetunion durch
gemeinsame Interessen auf inter-
nationaler Ebene verbunden sind,
umso größer werden die Erfolgs-
aussichten für Rüstungskontrolle
sein. Aufgabe der Europäer wird es
sein, nach beiden Seiten ihren Ein-
fluß auf Verständigung maßgeblich
zum Ausdruck zu bringen.
(Quelle: Briefdienst 3/85 des Arbeitskreises
„Sicherung des Friedens". Vorsitzende:
Prof. Dr. Günter Brakelmann, Bochum,
Staatsminister Friedrich Vogel, Bonn.
Bundesgeschäftsführer: Hubert Wilke,
Colmantstr. 5, 5300 Bonn 1, Tel. 02287
655959.

Der Informationsdienst „Sicherheitspoli-
tik" (ISP) bietet Dokumente und Argumente
z. B. zu den Themen „Airland Battle: Eine
neue Strategie?" oder „Alternative Strate-
gien: Machen sie den Frieden sicherer?";
der ISP erscheint im Osang-Verlag, Am
Römerlager 2, 5300 Bonn 1, Tel. 02287
678383. Einzelexemplare 4,80 DM, Jah-
resabonnement 18,70 DM.

„Die Emanzipation Europas in derSicher-
heitspolitik" lautet die 24seitige Dokumen-
tation des Vorsitzenden des Unteraus-
schusses „Sicherheit und Abrüstung" des
Europäischen Parlaments, Dr. Hans-Gert
Pöttering, MdEP, Straßburg, erschienen
in der Schriftenreihe der EVP-Fraktibn im
Europäischen Parlament und der CDU/
CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag,
Redaktion: Dr. Falk Ulrich von Hoff, Bonn,
Europabüro der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, Tel. 02287165022).

Dokumentation:

Stellungnahme der Bundesregierung zur Strategischen
Verteidigungsinitiative

Die am 12. März 1985 aufgenomme-
nen amerikanisch-sowjetischen Ver-
handlungen, mit denen die beiden Groß-
mächte den Wunsch nach einer allge-
meinen Verbesserung ihrer Beziehun-
gen verbunden haben, eröffnen neue
Möglichkeiten für die West-Ost-Bezie-
hungen insgesamt. Ein stabileres Ver-
hältnis zwischen den USA und der So-
wjetunion ist entscheidend für eine ge-

deihliche Entwicklung in Europa. Es be-
steht jetzt die Chance, auf der Grund-
lage der bestehenden Verträge und des
KSZE-Prozesses zu stabileren und dau-
erhafteren West-Ost-Beziehungen zu
kommen, die eine positive Entwicklung
auch im politischen, wirtschaftlichen,
kulturellen und humanitären Bereich
einschließen. Gerade wir Deutschen
haben ein besonderes Interesse an

Verbesserungen für die Menschen in
unserem geteilten Land.

Diese Entwicklung bestätigt das
von der Bundesregierung nach-
drücklich vertretene Harmel-Kon-
zept des westlichen Bündnisses,
das für einen konstruktiven Dialog
und umfassende Zusammenarbeit
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auf der Grundlage gesicherter Ver-
teidigungsfähigkeit eintritt.

Als Ergebnis des Treffens zwi-
schen Außenminister Shultz und
Außenminister Gromyko wurde am
8. Januar 1985 u. a. folgendes ver-
einbart:

„Beide Seiten stimmten überein,
daß das Thema der Verhandlungen
ein Fragenkomplex sein wird, der
Weltraum- und Kernwaffen, sowohl
strategische als auch Mittelstrek-
kenwaffen, betreffen wird, und zwar
mit allen Fragen, die in bezug auf
deren wechselseitiges Verhältnis in
Erwägung gezogen und gelöst wer-
den müssen.

Das Ziel der Verhandlungen wird
sein, wirksame Abkommen auszu-
arbeiten, die darauf abzielen, ein
Wettrüsten im Weltraum zu verhin-
dern und es auf der Erde selbst zu
beenden und die Kernwaffen zu be-
grenzen und zu verringern sowie
die strategische Stabilität zu stär-
ken."

Die Bundesregierung unterstützt
die in dieser Erklärung festgelegten
Verhandlungsziele.

Nach Auffassung der Bundes-
regierung muß es im Einklang mit
den in Genf formulierten Verhand-
lungszielen darum gehen,
• einen Rüstungswettlauf im Welt-
raum zu verhindern und auf der Er-
de zu beenden und die strategische
Stabilität zu festigen,
• die nuklearen strategischen und
Mittelstreckenraketen drastisch zu
reduzieren und zu begrenzen, was
auch der Präambel des ABM-Ver-
trages sowie Art. VI des Nichtver-
breitungsvertrages entspricht,
• die beiderseitigen Forschungen
auf dem Gebiet neuer Raketenab-
wehrsysteme und die Probleme der
Antisatellitensysteme in koopera-
tive Lösungen einmünden zu las-
sen,
• den ABM-Vertrag zu bekräfti-
gen, solange keine anderweitigen
gemeinsamen Vereinbarungen ge-
troffen worden sind.

Die Bundesregierung verweist in
diesem Zusammenhang auf die
Aussage der Erklärung vom 8. Ja-
nuar 1985, daß die in Genf zur Ver-
handlung anstehenden Fragen in
ihrem „wechselseitigen Verhältnis"

erwogen und gelöst werden sollen.
Dabei wird dem Verhältnis zwi-
schen Offensiv- und Defensivwaf-
fen für die Stärkung der Stabilität
besondere Bedeutung zukommen.

Die Sicherheitspolitik der Bun-
desregierung und des Bündnisses
ist und bleibt Politik der Verhinde-
rung einer jeden Art von Krieg. Alle
unsere Anstrengungen im Bereich
von Abschreckung und Verteidi-
gung wie von Abrüstung und Rü-
stungskontrolle sind auf dieses Ziel
der Kriegsverhinderung gerichtet.

Die Bundesregierung hält es für
entscheidend wichtig, daß das ge-
samte Spektrum des militärischen
Kräfteverhältnisses zwischen West
und Ost in den Rüstungskontroll-
dialog einbezogen ist: Keine Waf-
fenart sollte von Verhandlungen
ausgenommen sein. Wir wollen
konkrete Fortschritte bei:
• den Wiener Verhandlungen
über beiderseitige und ausgewoge-
ne Truppenreduzierungen in Mittel-
europa (MBFR),
• der Stockholmer Konferenz
über Vertrauens- und Sicherheits-
bildende Maßnahmen und Abrü-
stung in Europa,
• den Verhandlungen über das
völlige weltweite Verbot der chemi-
schen Waffen in der Genfer Abrü-
stungskonferenz.

Präsident Reagan hat wiederholt
deutlich gemacht, daß es sich bei
der Strategischen Verteidigungs-
initiative um ein ausschließlich auf
Verteidigung gerichtetes, längerfri-
stiges Forschungsprogramm han-
delt, dessen Ziel es ist, Möglichkei-
ten für die Entwicklung neuartiger,
nichtnuklearer Abwehrsysteme ge-
gen ballistische Raketen zu unter-
suchen. Es soll festgestellt werden,
ob es technologisch möglich wäre,
durch neue Defensivsysteme, die
auch die Verbündeten der USA
schützen würden, die Bedrohung
durch ballistische Raketen abzu-
bauen.

Die Bundesregierung begrüßt die
Feststellung der US-Regierung,
daß
• mit der Strategischen Verteidi-
gungsinitiative keine Überlegenheit
angestrebt wird,
• die Ergebnisse der Forschungs-
phase abgewartet werden müssen,

bevor Entscheidungen gefällt wer-
den können, die über die For-
schung hinausgehen und
• sie zu kontinuierlichen und in-
tensiven Konsultationen mit ihren
Verbündeten bereit ist.

Der Vertrag über die Begrenzung
von Systemen zur Abwehr ballisti-
scher Raketen (ABM) von 1972 läßt
Forschungsarbeiten zu. Alle An-
zeichen sprechen dafür, daß die
Sowjetunion seit langem neue
Technologien erforscht, die zur
Raketenabwehr genutzt werden
könnten; darüber hinaus verfügt die
Sowjetunion über das einzige funk-
tionsfähige ABM-System und mo-
dernisiert es. Forschung im Rah-
men der Strategischen Verteidi-
gungsinitiative (SDI) des amerika-
nischen Präsidenten ist deshalb ge-
rechtfertigt.

Wir sind uns mit den Bündni-
spartnern auch darin einig, daß
• die Strategie der flexiblen Reak-
tion für das Bündnis unverändert
wirksam bleiben muß, solange es
keine für das Ziel der Kriegsverhin-
derung wirksamere Alternative gibt,

H die politische und strategische
Einheit des Bündnisses gewahrt
bleiben muß,
• die Sicherheit Europas nicht von
der Sicherheit der Vereinigten
Staaten abgekoppelt werden darf,
H das konventionelle Ungleichge-
wicht in Europa abgebaut werden
muß.

Albrecht Martin,
EAK-Bundesvorsitzender
und rheinland-pfälzischer
Landtagspräsident, wird im
Rahmen des 21. Deutschen
Evangelischen Kirchentages,
der vom 5. bis 9. Juni 1985
in Düsseldorf stattfindet, am
5. Juni 1985, um 18.00 Uhr,
einen
Eröffnungsgottesdienst
in der Matthäikirche in
Düsseldorf, Lindemann-
straße 70, halten.

Sie sind herzlich zum
Gottesdienst eingeladen!
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Warum schweigen die Christen?
Unmenschlichkeit in Afghanistan:
UN-Bericht mit Hindernissen: Ein Land, in dem die Folter alltägKch ist

Rudolf Pfisterer

O

Vor mehr als fünf Jahren, am
27. November 1979, marschierten
sowjetische Truppen in Afghani-
stan ein. Die Bilanz: eine Million
Tote, über vier Millionen Flüchtlinge
in Pakistan, Iran und Indien, vier
Millionen im Land selbst. Dazu un-
gezählte Folterungen und Verhaf-
tungen, Bombardierungen und an-
dere Übergriffe auf die Zivilbevölke-
rung. Aber erst vor einem Jahr, am
15. März 1984, konnte sich die
Menschenrechtskommission der
Vereinten Nationen dazu entschlie-
ßen, einen Sonderberichterstatter
mit der Untersuchung von Men-
schenrechtsverletzungen in Afgha-
nistan zu betrauen. Die UNO beauf-
tragte einen hervorragenden öster-
reichischen Juristen, Prof. Felix
Ermacora, mit der schwierigen Mis-
sion. Schon der erste Anlauf schei-
terte: Die kommunistische „Demo-
kratische Republik Afghanistan"
unter Staatschef Babrak Karmal
verweigerte Ermacora die Einreise
und protestierte bei UN-General-
sekretär Perez de Cuellar gegen
die Absicht, einen Bericht über die
Menschenrechtssituation anzuferti-
gen.

Folter als „Verwaltungspraxis"

Ermacora ließ sich nicht entmuti-
gen und informierte sich bei afgha-
nischen Flüchtlingen, die in pakista-
nischen Lagern Aufnahme gefun-
den haben. In Krankenhäusern be-
suchte er Opfer der brutalen Poli-
zeieinsätze in Afghanistan. Als er
auch die etwa 50000 afghanischen
Flüchtlinge in Indien aufsuchen
wollte, verweigerte ihm die Regie-
rung in Neu Delhi dazu die Erlaub-
nis. Auf ausdrücklichen Wunsch
des UN-Generalsekretariats durfte
Ermacora in seinem Bericht die
Besatzer Afghanistans nicht beim
Namen nennen: Statt „sowjeti-
sche" mußte er „ausländische

Truppen" schreiben. Ihre Präsenz
ist - so Ermacora - „eine der
Hauptursachen für die gegenwär-
tige Menschenrechtssituation in
Afghanistan". Der Bericht, der der
UN-Menschenrechtskommission
jetzt in Genf vorgelegt wurde, bringt
Erschütterndes zutage. Ermarora
nennt die Situation „einmalig in der
Geschichte des Landes". Ein Drittel
der Bevölkerung sei in Nachbar-
staaten geflohen. Die afghanischen
Stämme, die sonst ständig zerstrit-
ten gewesen seien, hätten sich im
Widerstand gegen das Regime von
Moskaus Gnaden erstmals vereint,

FttKISTAN ,
} sa\fy-Sjr

^ J
um einen „Heiligen Krieg" zu füh-
ren. Der UN-Beauftragte verlangt
eine Amnestie für alle politischen
Gefangenen und Maßnahmen, die
eine sichere Heimkehr der Flücht-
linge aus dem Ausland ermög-
lichen. Folter-so Ermacora-ist in
Afghanistan zur „Verwaltungspra-
xis" geworden.

In den Mund uriniert

Massaker an der Zivilbevölke-
rung, Bombardierungen von Kran-
kenhäusern, Mißhandlungen und
Hinrichtungen sind, so berichten
andere Quellen aus dem Land, an
der Tagesordnung. Die Gesamt-
zahl der Exekutionen wird auf
50000 geschätzt. Mit ausgeklügel-
ter und raffinierter Grausamkeit
foltern die Sicherheitskräfte ihre
Opfer. Elektrizität wird bei Männern

an die Geschlechtsteile, bei Frauen
an die Brüste geleitet. Um die Häft-
linge zu erniedrigen, zwingt man
sie, ihre Notdurft vor den Mitgefan-
genen zu verrichten. Vor allem bei
älteren Männern werden Holzstük-
ke in den After eingeführt, außer-
dem reißt man ihnen oft die Barte
aus. Man drückt den Gefangenen
die Kehle zu, um sie zu zwingen,
den Mund zu öffnen. Dann uriniert
man ihnen in den Schlund. Frauen
werden an Händen und Füßen ge-
fesselt und dann vergewaltigt, an-
dere Gefangene an den Füßen auf-
gehängt. Sondergerichte haben
nach Schätzungen Ermacoras
12000 Personen zum Tode verur-
teilt. Alle wurden hingerichtet, denn
gegen die Urteile ist keine Berufung
möglich. Sogar gegen Kinder ge-
hen die Machthaber vor: Von Hub-
schraubern werden als Spielzeuge
getarnte Sprengsätze abgeworfen.

Während der Debatte über den
Ermacora-Bericht vor der UN-Men-
schenrechtskommission in Genf
kam es zu einem heftigen Wort-
wechsel zwischen der Sowjetunion
und den USA. Der sowjetische
Delegierte, Wsewolod Sofinskij,
nannte den Bericht „illegal und
verleumderisch" und beschuldigte
Ermacora des Neo-Nazismus. Dem
widersprach der amerikanische
Vertreter Richard Schifter, der die
Integrität des österreichischen Juri-
sten verteidigte. In einer Resolu-
tion, die schließlich mit 26 gegen
acht Stimmen bei acht Enthaltun-
gen angenommen wurde, drückt
die UN-Kommission ihre „Sorge
und Angst" über die „anhaltende
Anwesenheit ausländischer Trup-
pen in Afghanistan und weitrei-
chende Menschenrechtsverletzun-
gen" aus. Die Resolution prangert
ferner die „alltäglichen Folterun-
gen", die „wahllose Bombardierung
der Zivilbevölkerung" und die „ge-
zielte Zerstörung der Ernte" an.
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Unmenschlichkeit nur in
Südafrika?

Angesichts derartiger Brutalität
und Menschenverachtung fragt
man sich, warum sich in der Welt-
öffentlichkeit kein Sturm der Entrü-
stung erhebt. Wird Unmenschlich-
keit nur angeprangert, wenn sie mit
bestimmten politischen Vorzeichen
versehen ist, etwa in Südafrika oder
Chile? Die Bibel sagt, daß jeder

Mensch nach dem Ebenbild Gottes
geschaffen ist. Die Kirchen haben
also einen besonderen Auftrag,
sich für die Würde und die Unver-
sehrtheit der Menschen in aller Welt
einzusetzen. Der CDU-Politiker Dr.
Jürgen Todenhöfer, der sich kürz-
lich an Ort und Stelle informierte,
spricht von einem Völkermord in
Afghanistan. Todenhöfer, abrü-
stungspolitischer Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, hat
ausdrücklich an die christlichen

Kirchen appelliert, die Weltbevöl-
kerung auf die Grausamkeiten in
Afghanistan hinzuweisen. Er räumt
ihnen sogar größere Chancen ein,
die Sowjetunion zur Änderung ihrer
Praktiken zu bewegen, als den Poli-
tikern. Den Kirchen könne man
schließlich nicht vorwerfen, sie ver-
folgten politische Hintergedanken.
Bisher ist in Sachen Afghanistan
aber reichlich wenig geschehen.
Der Völkermord hält an. Die Chri-
stenheit schweigt.

Kurz notiert

Warnke reagiert auf kirchliche Kritik
an der Nicaragua-Politik
der Bundesregierung

Bonn: Die Bundesregierung werde nicht
zur „Zementierung eines im Kern undemo-
kratischen und friedensgefährdenden
Regimes" beitragen. Voraussetzung für
eine staatliche Entwicklungshilfe aus Bonn
an Nicaragua sei die „Abkehr von der
Destabilisierungspolitik", wie sie gegen-
wärtig von der Regierung in Managua be-
trieben werde, entgegnete der Bundesmi-
nister für wirtschaftliche Zusammenarbeit,
Jürgen Warnke, auf die kirchliche Kritik an
der Nicaragua-Politik der Bundesregie-
rung. In einem kürzlich geführten Gespräch
mit dem Evangelischen Pressedienst (epd)
versicherte er jedoch, daß nichts dagegen
einzuwenden sei, wenn die Kirchen Hilfs-
projekte für die nicaraguanische Bevölke-
rung durchführen.

Warnke erinnerte daran, daß auch Bonn
die Ablösung der „menschenverachten-
den" Somoza-Diktatur begrüßt hätte. Spä-
ter habe sich aber gezeigt, daß der maß-
gebliche Flügel der Sandinisten sich zum
Marxismus-Leninismus bekenne, der mili-
tanten Atheismus mit Gegnerschaft zur
Demokratie verbinde.

Grundsätzlich meinte der Minister zum
Verhältnis von Staat und Kirche zur Dritten
Welt, daß die Zuständigkeiten und Verant-
wortungsbereiche klarer getrennt und je-
weils die Autonomie des anderen stärker
respektiert werden solle. Konkret sagte
Warnke: „Der Staat wird sich keinen Mis-
sionsauftrag anmaßen und die Kirchen
sollten sich nicht für politische Zielsetzun-
gen einspannen lassen." Kirchliche Aktivi-
täten im sozialen und kulturellen Bereich
würden vom Staat jedoch bereitwillig unter-
stützt, betonte der Minister. Abschließend
verwies er darauf, daß die Evangelische
Zentralstelle für Entwicklungshilfe auch in
Nicaragua mit Bundesmitteln arbeite.

Evangelisches Kirchentagstreffen
1987 in Ost-Berlin

Berlin: Im Rahmen der 750-Jahr-Feier
der Stadt Berlin wird im Juni 1987 in Ost-
Berlin ein mehrtägiges Kirchentagstreffen
stattfinden. Die Einladung dazu wird von
der Leitung der Ostregion der Evangeli-
schen Kirche in Berlin-Brandenburg aus-
gesprochen. Wie bei den evangelischen
Kirchentagen in der DDR im Lutherjahr
1983 soll auch der Ost-Berliner Kirchentag
aus einem Kirchentagskongreß mit semi-
naristischer Arbeit und einem Kirchentag-
steil mit größeren Gemeindetreffen beste-
hen. Stattfinden soll dieser Kirchentag,
zu dem die vor über einem Jahr von.der
Ost-Berliner Kirchenleitung eingesetzte
Arbeitsgruppe „750 Jahre Kirche in Berlin"
angeregt hat, unter dem Motto „... und ich
will bei euch wohnen". Wie aus der Arbeits-
gruppe weiter verlautet, sind in Ost-Berlin
zudem Vertrags- und Ausstellungsveran-
staltungen im Jubiläumsjahr vorgesehen,
bei denen, aktuelle kirchliche Fragen in
Beziehung zur Kirchengeschichte der zu-
rückliegenden 750 Jahre erörtert werden
sollen, (epd)

Dr. Heiner Geißler
zum Internationalen Frauentag

Bonn: Die Frauenpolitik ist Schwerpunkt
dieser Bundesregierung. Die letzten bei-
den Jahre zeigen deutlich, daß es dieser
Bundesregierung mit der Durchsetzung
der Gleichberechtigung im täglichen Leben
ernst ist. Das Bundesministerium für Ju-
gend, Familie und Gesundheit und andere
Ministerien haben zahlreiche Maßnahmen
durchgesetzt und auf den Weg gebracht,
die die Wahlfreiheit für die Frau schaffen:
- Ausbildungsförderungsprogramme -

gerade auch für Mädchen -
- Modellprogramme zur Erschließung ge-

werblich-technischer Berufe für Mäd-
chen und Frauen

durch die Bundesstiftung „Mutter und
Kind - Schutz des ungeborenen Le-
bens" wird schwangeren Frauen schnell
und unbürokratisch geholfen

das Erziehungsgeld von 600 DM wird ab
1. Januar 1986 für 10 Monate gewährt
und ab 1988 auf das volle erste Lebens-
jahr des Kindes ausgedehnt. Erzie-
hungsgeld erhalten alle Mütter oder
Väter, die ihr Kind selbst betreuen, also
in Zukunft nicht wie bisher beim Mutter-
schaftsurlaubsgeld, nur berufstätige
Frauen. Es gibt in der Zukunft kein
Zweiklassenrecht mehr für Frauen. Alle
Mütter haben dieselben Rechte,

für erwerbstätige Frauen ist während der
Zeit des 12monatigen Erziehungs-
urlaubs die Sicherung ihres Arbeitsplat-
zes und der Sozialversicherungsschutz
unerläßlich. Frauen müssen die Sicher-
heit haben, daß man sie, wenn sie ein
Kind bekommen, nicht einfach auf die
Straße setzen kann,

Verbesserung der sozialen Sicherung
der Frauen durch Reduzierung der War-
tezeit in der Rentenversicherung auf
5 Jahre und

die Anerkennung von Erziehungszeiten
in der Rentenversicherung ab 1. Januar
1986

die Lage der Alleinerziehenden im
Steuerrecht wurde verbessert

insgesamt erhalten die Familien mit
Kindern zusätzlich 10 Mrd. DM mehr
ab 1. Januar 1986 - das ist die größte
finanzielle Verbesserung zugunsten der
Familien in der Geschichte der Bundes-
republik Deutschland -

die Teilzeitarbeit wurde im Gesetzent-
wurf zur Förderung der Beschäftigung
aufgewertet und zu einer sozial aner-
kannten und rechtlich gesicherten
Arbeitsform ausgestaltet

Frauenförderungspläne sollen für den
öffentlichen Dienst eingeführt und für die

' Wirtschaft initiiert werden.
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Im Grundgesetz steht: Männer und
Frauen sind gleichberechtigt. Dieser Auf-
trag des Grundgesetzes ist im täglichen
Leben aber noch lange nicht verwirklicht.
Eine tatsächliche Gleichberechtigung kön-
nen die Frauen aber nicht alleine erreichen,
sondern es müssen eingefahrene Struktu-
ren und Rollenzuschreibungen verändert
werden. Deshalb betrifft die Verwirklichung
der Gleichberechtigung in der Praxis vor
allem auch die Männer: auch und gerade
sie müssen sich ändern, damit Frauen im
Arbeitsleben und im Familienbetrieb die
gleichen Chancen, Rechte und Pflichten
haben. Gleichberechtigung muß sich daran
messen lassen, ob Frauen (wie auch Män-
ner) tatsächlich die Freiheit haben, zwi-
schen Beruf und Familie zu wählen oder
beides miteinander zu verbinden.

Verhinderung von Tankerunfällen —
Schutz der Meere und Küsten

Günter Straßmeir, MdB, Verkehrspoliti-
scher Sprecher der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, zur Vorlage des Berichts der
Bundesregierung:

Bonn: Es ist zu begrüßen, daß die Bun-
desregierung im Interesse verstärkter
Maßnahmen zur Verhinderung von Tan-
kerunfällen und zur Bekämpfung von 01-
verschmutzungen der Meere und Küsten,
weitere internationale und nationale Maß-
nahmen umsetzte. Da auch bei sonstigen
Schiffsunfällen Öl austreten kann und an-
dererseits Tanker auch durch andere
Schiffe gefährdet sind, ist anzuerkennen,
daß ein weiterer Schutz des menschlichen
Lebens auf See, wie der Meeresumwelt
und der Sicherheit des Schiffsverkehrs er-
zielt werden konnte. Damit wird Risiken,
wie sie sich beispielsweise aus den neuen
Transporttechniken oder aus dem Trans-
port gefährlicher Güter ergeben, mit ver-
besserten Sicherheitsvorkehrungen Rech-
nung getragen.

Das gemeinsam vom Bund und Küsten-
ländern entwickelte und finanzierte Pro-
gramm zur Bekämpfung von Ölverschmut-
zungen muß hierbei als besonders bedeut-
same Maßnahme hervorgehoben werden.
Die kürzlich in Kraft getretene Erweite-
rung der deutschen Küstengewässer in der
inneren deutschen Bucht, die mit ihren flan-
kierenden Maßnahmen eine erhebliche
Verbesserung der Verkehrssicherheit in
diesem Bereich bedeutet, stellt einen
weiteren wichtigen Schritt dar.

Die Bundesregierung wird deshalb nach-
haltig in ihren Bemühungen unterstützt,
weiterhin für die erforderlichen Mittel zur
Durchführung der für notwendig gehalte-
nen Maßnahmen zu sorgen. Sie wird
gleichfalls darin ersucht, auf die Länder
einzuwirken, daß in den vom Schiffsver-
kehr frequentierten Häfen und Sonderge-
bieten genügend vorbeugende Entsor-
gungseinrichtungen für die Schiffahrt ein-
gerichtet werden.

Lage der Sinti und Roma verbessern

Bonn: Die Bundesregierung möchte die
deutschen Sinti und Roma - soweit dies
noch nicht geschehen ist - in das Wirt-
schafts- und Sozialsystem der Bundes-
republik Deutschland einbeziehen. Sie ist
der Auffassung, daß Kultur und Tradition
der Sinti und Roma einen Platz in unserem
gesellschaftlichen und kulturellen Spek-
trum haben. Sie unterstützt die Bemühun-
gen der Sinti und Roma, sich zusammen-
zuschließen und die Interessen gemein-
sam zu vertreten. Dies sind einige Aus-
sagen der Bundesrepublik auf die Große
Anfrage der Abgeordneten Fischer (Frank-
furt), Schily, Frau Reets und der Fraktion
DIE GRÜNEN „Lage und Forderungen der
Sinti, Roma und verwandter Gruppen."

Die Bundesregierung weist in der Gro-
ßen Anfrage darauf hin, daß den Sinti und
Roma durch die nationalsozialistische Ge-
waltherrschaft schweres Unrecht zugefügt
worden ist und daß sie dieses Unrecht als
Völkermord bewertet. Deshalb seien die
Bürger der Bundesrepublik Deutschland zu
besonderer Rücksichtnahme auf die Be-
lange der Sinti und Roma verpflichtet Hier
sollte sich die Toleranz beweisen, die das
Kennzeichen demokratischer Gesellschaf-
ten im Umgang mit rassischen, religiösen
oder ethnischen Minderheiten ist

In der Bundesrepublik Deutschland
leben über 30000 Sinti und etwa 10000
Roma. Sinti und Roma leben seit etwa 600
Jahren in Deutschland und besitzen über-
wiegend die deutsche Staatsangehörig-
keit. Die Bundesregierung macht deutlich,
daß die Sinti und Roma durch die in der
Bundesrepublik Deutschland geltenden
Gesetze nicht diskriminiert werden. Aller-
dings kann die- bei der z. T. anders gearte-
ten Lebensweise mancher Sinti und Roma
- Gesetzesanwendung in Einzelfällen zu
Härten führen. Sie sollten im Wege gegen-
seitigen Verständnisses künftig vermieden
werden.

Die Bundesregierung setzt sich aktiv für
den Abbau von Vorurteilen gegenüber den
Sinti und Roma ein. Nach Heiner Geißler,
der als Bundesminister für Jugend, Familie
und Gesundheit im Rahmen der Aufga-
benstellung „soziale Integration" für die
Belange der Sinti und Roma koordinierend
zuständig ist, ist es „für unsere Gesell-
schaft eine dringende Aufgabe, Vorurteile
und Diskriminierungen gegenüber den
Sinti und Roma abzubauen. Notwendig ist
hierzu eine breite Aufklärung über die so-
ziale und gesellschaftliche Situation der
unter uns lebenden ethnischen Minderhei-
ten mit ihrer eigenen Sprache und Kultur.
Die Bundesregierung weiß, daß die Mehr-
zahl der Sinti und Roma noch nicht gleich-
berechtigt am gesellschaftlichen und politi-
schen Leben sowie am wirtschaftlichen
Wohlstand teilnehmen. Sie setzt sich des-
halb vor allem für eine Verbesserung der
Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeit
ein."

Lateinamerika neuen Start
ermöglichen

Bonn: Nach dem wirtschaftlichen Wen-
depunkt, den das Jahr 1984 gebracht
habe, befinde sich Lateinamerika jetzt in
einer Phase, in der es um ein Einschwen-
.ken in einen langfristigen soliden Aufbau
geht, betonte der parlamentarische Staats-
sekretär beim Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit,. Volkmar
Köhler, kürzlich bei der Jahreshauptver-
sammlung der Interamerikanischen Ent-
wicklungsbank in Wien. Europa habe bis-
her seinen Teil zum Krisenmanagement in
Lateinamerika beigetragen; es könne bei
beginnender wirtschaftlicher Stabilität in
der Region in Zukunft aber noch mehr lei-
sten. Köhler hob die Notwendigkeit ge-
meinsamer Anstrengungen all derjenigen
hervor, die sich verantwortlich fühlen, um
Lateinamerika vor dem Hintergrund der
jetzt wiedergefundenen Stabilität einen
neuen Start zu ermöglichen. Dazu gehör-
ten sowohl bessere Chancen für die Bevöl-
kerung mit niedrigem Einkommen, die Be-
kämpfung des Handelsprotektionismus als
auch ein niedrigerer internationaler Zins-
satz und ein höherer Beitrag der wohlha-
benderen Schichten zu strukturellen An-
passungen.

Gleichzeitig würdigte der Parlamentari-
sche Staatssekretär die Arbeit der seit 25
Jahren bestehenden Interamerikanischen
Entwicklungsbank und sagte, es sei ihr in
ganz besonderem Maße gelungen, die
Ressourcen des Kontinents für eine wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung zu
mobilisieren. Den Bevölkerungsgruppen
mit niedrigem Einkommen in Latein-
amerika komme die Hälfte der Kredite des
Finanzierungsinstituts zugute. Mit viel Er-
findungsreichtum habe die Interamerikani-
sche Entwicklungsbank immer wieder
neue Instrumente entwickelt und sich so
den aktuellen Bedürfnissen angepaßt. Ein
Beispiel dafür sei der 1960 geschaffene
Fonds für Sonderoperationen. In eine bes-
sere Zukunft, so Köhler, weise auch die
Gründung der Interamerikanischen Investi-
tions-Gesellschaft, die private Direktinve-
stitionen fördern soll. Die Bundesrepublik
Deutschland beabsichtige, sich an dieser
Einrichtung zu beteiligen.

Theologische Argumente
abgewirtschaftet?

Frankfurt: Beim hessischen Pfarrertag
in Büdingen ist die Frage erörtert worden,
was Leitung in der evangelischen Kirche
sei. Im Protestantismus gilt das Bekennt-
nis, daß der Leiter der Kirche Christus
selbst ist. Im Vorstandsbericht des Pfarrer-
vereins fragte der Frankfurter Pfarrer
Sunnus, wie es komme, daß man trotzdem
in der Kirche leichter mit finanziellen oder
juristischen Argumenten eine Mehrheit
finde als mit theologischen Begründun-
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gen. Sunnus, Vorsitzender des hessen-
nassauischen Pfarrervereins, bat die Pfar-
rer zu überlegen: „Haben wir vielleicht
selbst die theologische Begründung abge-
wirtschaftet, weil wir aus anderen Quellen
gespeiste Vorentscheidungen in politi-
schen, gesellschaftlichen, sozialethischen
Fragen nachträglich mit theologischer Be-
gründung versehen haben?", so als gelte
etwa das Motto: „Gott ist für die 35-Stun-
den-Woche". Diese Spannung, in der die
Pfarrer stehen, wirke sich auch auf die
praktische Arbeit der Kirchen aus: „Einer-
seits werden wir gedrängt, ein Bild von der
Kirche zu entwerfen, das den Ansprüchen
der Gesellschaft mit ihren unterschied-
lichen Erwartungen an die Volkskirche ge-
nügt; andererseits scheinen wirzur Minder-
heit zu werden, wenn wir unsere Christlich-
keit bewahren wollen."

(Karl Alfred Odin, FAZ, 5. März 1985)

Wegweiser in schwerer Zeit
Neue Zeitschrift für Arbeitnehmer

Köln: Das Vertrautmachen der Arbeit-
nehmer mit den Problemen der Gemein-
den, hat sich die neue Monatsschrift
„RUNDSCHAU der evangelischen Arbeit-
nehmer" vorgenommen. In den ev. Ge-
meinden selbst wird ein vertieftes Ver-
ständnis für die Menschen in Produktion
und Verwaltung angestrebt.

Herausgeber der RUNDSCHAU ist der
Bundesverband Ev. Arbeitnehmer (BEA)
mit Sitz in Berlin. (Der BEA ist Mitglied der
Evangelischen Aktionsgemeinschaft für
Arbeitnehmerfragen.)

In den industriellen Kernbereichen wer-
den die Interessen der Arbeitnehmer argu-
mentativ vertreten. Hierzu zählen bei-
spielsweise die Ausweitung der Mitbestim-
mung, besserer Gesundheitsschutz inner-
halb der neuen Techniken, gezielter Abbau
von Subventionen und Veränderung des
Unternehmensrechts.

Was erwarten und fordern Arbeitnehmer
am Arbeitsplatz? Was wollen sie selbst mit
einbringen? Diese Fragen sind auch ein
Teil des Redaktionsprogramms.

Zur theologischen Standortbestimmung
trägt eine Dokumentation mit dem Titel
bei: Der Schoß ist noch fruchtbar, der das
gebar. Sie faßt die Erkenntnisse der

Theologischen Erklärung von Barmen
(1934) und das Stuttgarter Schuldbekennt-
nis von 1945 als die Aussagen zusammen,
mit denen die kritischsten Punkte unserer
Geschichte offen gehalten werden.

(Erwin Ortmann, Pressesprecher des
Bundesverbandes Evangelischer Arbeit-
nehmer e.V. (B.E.A.), Hunsrückstraße 8,
5000 Köln 60.
Geschäftsstelle: Bismarckstraße 54, 1000
Berlin 12.)

Empfehlungen zum Internationalen
Jahr der Jugend

Die Vorsitzende des Bundesfachaus-
schusses Jugendpolitik der CDU, Frau
Professor Gabriele Kokott-Weidenfeld,
MdL, erläutert den einschlägigen Beschluß
des Bundesfachausschusses Jugendpoli-
tik der CDU:

Bonn: Junge Menschen hoffen auf eine
lebenswerte Zukunft und sind bereit, an der
Gestaltung dieser Zukunft aktiv mitzuwir-
ken. Die Interessen Junger Menschen er-
schöpfen sich nicht in Fragen etwa nach
„autonomen Jugendzentren" oder nach
der Bedeutung gesetzlicher Regelungen,
die sie unmittelbar betreffen. Für sie
sind Fragen nach einem verantwortbaren
Lebensstil, nach einem Beruf, der sie aus-
füllt, nach Frieden, nach Gerechtigkeit in
der Welt, sind die Bewahrung einer lebens-
werten Umwelt und Mitwirkungsmöglich-
keiten wichtiger.

Deshalb muß es Anliegen der Politik
sein, gemeinsam mit jungen Menschen
Antworten auf diese Fragen zu finden. Vor-
aussetzung dafür ist, daß Politik den jun-
gen Menschen verständlich vermittelt wird.
Noch sind Begriffe und Beispiele im politi-
schen Alltag vorwiegend aus der Welt der
Erwachsenen gewählt und können deshalb
von den Jugendlichen nur schwer auf ihre
eigenen Erfahrungen übertragen werden.
Politik darf nicht länger eine Fremdsprache
für junge Menschen sein. Es wäre fatal,
wenn ein Jugendlicher leichter die. Funk-
tionsweise eines Computers als die
Zusammenhänge der Politik begreifen
könnte.

Das Internationale Jahr der Jugend ist
für die CDU auch ein Anlaß, auf ihre Lei-
stungen in der Jugendpolitik hinzuweisen:

- Das Recht auf Kriegsdienstverweige-
rung wurde endlich neu geregelt, der
Zivildienst entsprechend neu geordnet;

- Der Schutz der Jugend in der Öffentlich-
keit und das Jugendarbeitsschutzgesetz
wurden verbessert;

- Entgegen allen Unkenrufen konnten fast
alle Schulabgänger mit einer Lehrstelle
versorgt werden. In den vergangenen
zwei Jahren wurden.über 1,4 Millionen
Lehrstellen zur Verfügung gestellt, über
70000 Lehrstellen wurden zusätzlich
geschaffen.

Jüngste Meinungsumfragen bestätigen,
daß immer mehr Jung- und Erstwähler für
die CDU stimmen. Sie trauen der Union am
ehesten die Lösung unserer gesellschaft-
lichen Probleme zu. Der Jugendpolitikstel-
len sich in den nächsten Jahren vor allem
drei Aufgaben:

1. Die Bekämpfung der Jugendarbeits-
losigkeit und ihrer Folgen. Bereits im ver-
gangenen Jahr verringerte sich die Zahl
der arbeitslosen Jugendlichen gegenüber
1983 um 14 Prozent. Dank einer Initiative
wird für junge Arbeitslose bis 21 Jahre
wieder Kindergeld gezahlt. Arbeitslose
Jugendliche bis 23 Jahre erhalten wieder
kostenlosen Krankenversicherungsschutz.

2. Die Integration der ausländischen
Kinder und Jugendlichen. Wir müssen in
den kommenden Jahren mit einer steigen-
den Zahl von ausländischen Schülern
rechnen. Der voraussichtliche Höhepunkt
wird 1991 sein, wenn etwa 80000 Ab-
gänger aus der Sekundarstufe 1 zu erwar-
ten sind. Das.heißt, jeder vierte Schulab-
gänger in diesem Jahr wird ein Ausländer
sein.

3. Die Ergebnisse des Enquete-Berich-
tes „Jugendproteste" müssen weiter kon-
sequent umgesetzt werden. Die CDU wird
die Bereitschaft junger Menschen, sich für
konkrete Projekte einzusetzen, unterstüt-
zen und fördern. Das gilt für den Umwelt-
schutz, Aktionen zugunsten der Dritten
Welt, oder Hilfen bei der Integration von
Ausländern.

(Die „Empfehlungen zum Internationa-
len Jahr der Jugend" sind über den Ge-
schäftsführer des BFA „Jugendpolitik",
Herrn Hans Peter Bergner, CDU-Bun-
desgeschäftsstelle, Friedrich-Ebert-Allee
73-75, 5300 Bonn 1, Tel. 0228/544-423,
erhältlich.)
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